
und 
dem Lande Rheinland-Pfalz, vertreten durch die Forstver­
waltung, 
diese durch dep Oberlandforstmeister, 
Antragsgegner, 

wegen Feststellung der Verfassungswidrigkeit nachstehender 
Erlasse betreffend die Organisation der Forstverwaltung in 
Rheinland-Hessen-Na'ssau · · 

hat der Verfassungsgerichtshof von Rheinland-Pfalz in 
der Sitzung vom 10. Dezember 1947 für Recht erkannt: 

Der Präsidialer laß des Oberpräsidenten von Rheinland -
Hessen-Nassau vom 25. J'uli 1946, betreffend die Organisa­
tion der Forstverwaltung in Rheinland-Hessen-Nassau, ver­
öffentlicht im Amtsblatt für das Oberp'räsidium von Rhein­
land Hessen-Nassau 1946, S. 172 sowie die 
Erste Anweisung zur Durchführung des Präsidialerlasses 
vom 25. Juli 1946, veröffentlicht im Verordnungsblatt der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz 1947, S. 242, 243 sowie die 
Erläuternde Verfügung des Ministers für Landwirtschaft 
und Ernährung (Landesforstamt) Tagebuch-Nr. 1050 II an 
die Landforstmeister der Regierungsforstämter. Koblenz, 
Trier und Montabaur, 
sind, soweit sie die Körperschaftswaldungen betreffen, ver -
fassungswidrig. 

Vorstehencje Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes 
werden hiermit auf Grund der Artikel 135 Absatz 2 und 136 
der Verfassung verkündet. Sie haben gemäß Artikel 136 der 
Verfassung Gesetzeskraft. 

Die zur Durchführung der Entscheidung Nr. 3 erforder · 
li.chen Rechtsvorschriften ergehen demnächst. 

K o b 1 e n z, den 23. Juni 1948. 

Der Ministerpräsident 

Altmeier 

140. Landesgesetz 
über die Zuständigkeit in Familien- und Nachlaßsachen. 

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat folgendes Gesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

In den F.ällen des § 36 .Abs. 2, des § 66 Abs. 2 und des ~ 73 
Ab;;. 2 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwUli­
gen Gerichtsbal'keit vom 17. Mai 1898 (RGBl. I Seite 189), in 
denen nach § 14 der V~rordnung zur Vereinheitlichung der 
Zust3.ndigkeit in Familien- i.md Nachlaß"Sachen vom 31. Mai 
1934 (RGBI. I Seite 472) das Amtsgericht Berlin für zuständig 
erklärt ist, ist das Amtsgericht oder Nachlaßgericht zustän­
dig, in dessen Bezirk das Bedürfnis der Fürsorge hervortritt. 

§ 2 
In den Fällen, in denen durch die Verordnung vom 31. M:Oli 

1934 eine Zuständigkeit des Landgerichtspräsidenten in Ber­
lin oder de3 Stande;;amtcs I in Berlin begründet ist, .wird die 
für die Entscheidung zuständige Stelle im Einzelfall durch · 
den Minister der Justiz bestimmt. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung im Verord~ 

nungsblatt in Kraft. Gleichzeitig tritt ·die für das Gebiet der 
Pfalz erlassene Rechtsanordnung des Oberregierungspräsi­
diums Pfalz über die Zuständigkeit in Familien- und Nach­
laßsachen vom 21. November 1946 - Amtliche -Mitteilungen 
des Oberregierungspräsidiums Pfalz 1946 Seite 628 - außer 
Kraft. 

K 0 b 1 e n z, den 22. Juni 1948. 
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Der Ministerpräsident 
Alt m e i er. 

141. Landesgesetz 
zur Beseitigung 

0

nationalsozialistischen Unrechts in der 
Strafrechtspflege 

Der Landtag von Rheinland-<Pfalz hat folgendes Gesetz 
beschlossen, das hiermit verkündet wird: •i 

Abschnitt I 
Aufhebung von Urteilen 

~ l 
Aufhebung von Verurteilungen antinatio­

nalsozialistischer Straftaten 

(1) Gerichtliche Verurte1ilungen wegen Handlungen, die in 
der Zeit vom 30. Januar 1933 bis 8. Mai 1945. ausschließlich 
aus politi•schen, rassenmäßigen oder weltanschaulichen Grün­
den aus Gegnerschaft zum Nationalsozialismus be,gangen 
worden sind oder allein nach nationalsCl'zia1i:stischer Aut­
fassung zu bestrafen waren oder gegen Rechtsvorschriften 
verstoßen haben, die jemanden aus den .angeführten Grün­
den benachteiligten, sind auf Antraig der Staatsanwaltschaft, 
des Verurteilten 0:der se iner Hinterbliebenen (§ 361 Abs. 2 
der Strafprozeßordnung) aufzuheben. 

(2) Der Antrag kann nur binnen Jahresfrist nach Inkraft­
treten dieses Gesetzes gestellt wer:den; für Kriegsgefangene 
und Aus.gewanderte beginnt die Antragsfrist sechs Monate 
nach Entlassung oder Rückkehr in das unte1· deutsch er -
waltung stehende Gebiet. 

§ 2 
Aufhebungsveriahren 

(1) Die Aufhebung des Urteils umfaßt alle Neben.strafen 
und Nebenfolgen. Die aufhebende Entsch•eidun.g ist auf An­
trag des Verurteilten oder s-einer Hinterblii2'benen durch Ver­
öffentlich11.1ng in einer Tageszeitung oder in and:erer Weise 
auf Staatskosten bekanntzumachen. Die Art der Bekannt­
machung und die Frist, innerhalb deren si,e' erfolgen soll, 
sind in der Entscheidung f<estzusetzen. 

(2) Falls hinsichtlich einer zur Bildung einer Gesamtstrafe 
herangezogenen Einzelstrafe die Voraussetzungen der Auf­
hebung auf Grund des § 1 vorliegen, ist die Gesamtstrafe 
aufzulösen, die Einzelstrafe aufzuheben und, falls mehr als 
eine weitere Einzelstrafe bestehen bleibt, eine neue Gesamt­
strafe zu bilden. 

(3) Die gerichtliche Entscheidung erfolgt durch Beschluß. 
Das Gericht ka!l!n einzelne Bewei·s·erhebung.en oder münd­
liche Verhandlungen anordnen. Zuständig. ist d~e Strafkam­
mer des Landgerichts, in dessen Bezirk das Verfahren statt­
gefunden hat. Im übrigen gilt hinS!i·ch,füch der Zuständigkeit 
§ 31 der Landesverordnung über Gerichitsverfassung und 
Verfahren vom 11. April 1947. Die hiernach zuständig•e S 
kammer hat auch die nach Absatz 2 ·erforderl~chen EntsClloel­
dungen zu treffen. Sd:e kann die vorläufige Aussetzung der 
Strafvollstreckung anord!l!en. Gegen den über die Aufhebung 
entscheidenden Beschluß findet sofortige Beschwerde statt. 

(4) Ein Richter, der bei der aufzuhebenden Entscheidung 
mitgewiirkt hat, ist .im Aufhebungsverfahren kDaft des Ge­
setzes ausgeschlos1s,en. 

(5) DLe Kosten des Aufhebungsverfahrens trägt, soweit 
Aufhebung erfolgt, di·e Staatskasse. Die dem Verurteilten 
oder s•einen :Efünte·rbliebenen erwachsenen notwendigen Aus­
lagen können im Falle der Aufhebung der Staatskasse auf­
erlegt werden. 

(6) Die Erstattung von Kosten und Geldstrafen sowie die 
EntschiädLigung für einen durch Strafvollstreckung .erlittenen 
Vermögensschaden werden durch be'sondeiie Vor·schriften ge­
regelt. 

(7) Die Aufhebung einer Verurteilung ist im Strafregister 
von Amtswegen zu vermerken. über aufgehobene Strafen 
i>st aus dem Strafreg'ister Auskunft nur auf Antrag des Be­
troffonen sieiner HiriterbUebenen und der anerkannten Ver­
einigung 'der Opfer des N:ationalsoz'ahsmus zu erteilen: Dabei 
sind d1·e Aufhebung der Strafe und die Bes·chränkung der 
Auskunft besonders hervorzuheben. 
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§ 3 
Einstellung der Verfolgung 

antinat:ironalsozial:istischer Straftat~n 
soweit nach § 1 Absatz 1 Vlerult"teilungie'n ·aufzuheben wäre!.\ 

ind anhäng;ige Strafverfahven einzusrtellen und neue Straf­
erfahren nicht ein.zuleiten. 

Abschnitt II 
Be!>eitigung nationalsozialistischer Eingriffe in die 

Strafverfolgung 
§ 4 

Nachholung der Strafverfolgung 

Unbeschad1eit der VorschTift.en des Kontrollra1Jsg.esetzes 
!'. 10 sind Verbrechen oder Vergehen, die .itll der Zeit vom 
o. Januar 1933 bis 8. Mai 1M·5 aus poli:tiischen Gründen nicht 
e;.traft worden sind, zu v;erfolg·en, wenn Grundsä•ze der 
.er echti.gkeit, insbesonder;e die . Gleichheit aller vor de•m Ge­
.e tz, di·e nach:träglkhe Sühne verlangen. D:es gilt ins:beson-
er e für Verbrechen und Vergehen, die mit Gewalt.ta~En· und 
(!rfolgung•en :ms pol'ifü;chen,. rassischen oder w-eltanschau-

1ch en Gründen verbunden sind. 
§ 5 

J t beachtlichkeit von Straffre1erki"är.ungen 
und Niederschlagungen 

l)i2 Verfolgung wirid nicht dadurch g•eh:i1ndert, daß die Tat 
h '1 ein Gesetz, eine V.eroridnu.ng oder eine andere Maß­
„:..i n,~e der rnationalsoziaiistischen Hegi.erung für straffrei oder 
ur rechtens erklärt worden ist oder daß aus politischen 
ründen füe E'!1nlei:tung eines Strafvierfahr•ens unt.erblieben 

der ein eingeleitetes V•eTfahren niedergeschlagen worden ist. 
§ 6 

U n b e a c h t 1 i c h k e i t e i n e r S t r a f v e r f o 1 g u n g s-
' verjährung 

Ist die Strafverfolgung infolge der in § 5 be:ueichneten 
aßn<ahmen oder deshalb untierblieb:en oder verzögert wor­

'en, weil' der Täter unter ·dem Schu1z der NSDAP oder einer 
hrer GHederungen oder angeschloss,enen Verbände stand, so 
t~ht eine dadurch bis zum Irnkrafttreten di:ese.> Gesetzes ein­
etretene Y.erjährung 1der Strafvierfolgung nicht ·entgegen, 
, .nn die· Verfolgung binnen Jahresfrist nach Inkrafttreten 
tlfgenomilnen wird. 

§ 7 
Na c h h o 1 b a r k e i t d es An t r a_g es 

Ist zur Verfolgung der in. § 4 bezeichneten Straftaten ein 
ntrag oder eine Ermächtigung nach dem Strafgesetzbuch 
rforder~ich, .so können Antrag oder Ermächltigung binnen 
r:eier Monate nach InkrafttreN:'n dieses Gesetz.es nachgeholt 

\·erden, wenn sie mtit 'RückSJicht auf ein in den §§ 5 und 6 
"-~ichnetes Verfolgungshhiderni•s unterbli'eben sind. 

.• § 8 
nbeachtlichkeit der Strafvollstreckungs­

verjährung 
11) Auf die Verjährung der Vollstr•cckung von Strafen, 

üeren Vollstreckung bei ordnungsmäßiger Behandlung in der 
, it vom 30. Januar 193'31 bis 8. Mai 1945 hätte erfolgen müs-

n, :liindet die Vorschri.ft des § 6 entsprechende Anwendung. 
!2) Dies gilt nicht, wenn lediglich auf Haft oder auf Geld­

!ra:fe bis zu 150 Reichsmark erkannt worden ist. 
§ 9 

Unbeachtlichkeit pol ·iüscher Gnaden­
erweise 

(1) Strafen, deren VoHstreckung nicht verjährt oder trotz 
Verjährurg nach § 8 rl·Och zulässig ist, sdnd ohne Rücl,tsicht 
aPf Strafaufschub, Strafunterbrechung, Strafaussetzung, Gn<a­
dPnerweise, Straffreiheitsvorschriften oder sonst.ig.2 Vergüu­
!'itigungeµ zu vollstrecken, sofern diese Vergünstigungen aus­
schließlich aus politischen Gründen gewährt worden sind. 

(2) § 8 Absatz 2 findet entsprechende Anwendung. 

§ 10 
\Viederaufnahme des Verfahrens 
zuungunsten d ·es Beschuldigten 

E.in in der Z.eit vom 3'!}. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 rechts­
kräftig abgeschJossenes Verfahr·en kann auf Antrag der 

Staatsanwaltschaft zuungunsten des Beschuldi.gten auch dann 
wiie'der aufgenommen werden, wenn aus politischien Gründen 
zu Unrecht di1e Eröffnung des Hauptverfahrens. oder die An­
ordnung der Hauptverhandlung abg,elehnt oder der Beschul­
digte außer Verfolgung gesetzt, freig•esprochen, das Verfah­
ren eingiestellt oder der Be~schuldigte zu einer unverhältn•is­
mäßig niedrigen Strafe verurteilt worden <ist. 

§ 11 
Wiederaufnahme des V ·erfahrens 

zugunsten des Beschuldigten 

il) Ei:n in der. ZeLt vom 30. Januar 1933 bis 8'. Mai 1945 
durch rechtskräftiges Urteil abgeschlossen:eJs V.erfahren kann 
auf Antrag der Staatsanwa1tschaft, -c:Jies Verurt•eilten oder •Sei­
ner Hinterbliebenen (§ 361 Abs. 2 der Strafprozeßordnung) 
zugunsten des Verurteilt.en auch dann wieder aufgenomm,en 
werden, ws'nn das Gericht infolge politischer, rassenmäßiger 
oder weltanschaulkher Einflüsse zu Unrecht ·eine Strafe ver­
hängt oder auf eine unverhältnismäßig hohe Strafe erkannt 
hat. 

(2) Liegen die Vorau.ssetzungen vor, unter denen die Staats­
anwaHschaft nach. § 1!>3 Abs·. 2 der Strafp.r021eo•ßordnung von 
der Erhebung der öffentlichen Klage absehen kann, sö ist 
clas Verfahren mit Zustimmung der Staatsanwaltschaft ein­
zusteUen wenn die Erhebung der Klage infolge ' der .in Ab·­
satz 1 b~zieichneten Einf1üsse erfolgt ist und der Täter nicht 
~nshrenhaft, ;insbesondere nicht aus Eigennutz oder anderen 
ni·edrigen Beweggründen gehandelt hat. 

(3) Eine Wiederaufnahme zugunsten des VerurteHten findet 
nicht statt, wenn lediglich auf Haft oder Ge1dstrafe bis zu 
150 Reich\smark erkannt wovden ist. 

§ 12 
W i e ·d er au f nahm e v er fahr .e1 n 

(1) Der W;iederaufnahmeantrag (§§ 10 und 11) kann nur 
binnen Jahresrri:st nach Inkrafttreten d i1eses Gesetzes gestem 
werden. § 1 Abs. 2 findet Anwendung. 

(2) über dice Zulassung des Antrages auf W!iederaufnahmc· 
des Verfahrens entscheidet die Strafkammer des Landge­
richts, in dessen Bezirk das Verfahren stattgefunden h:t1:. 

§ 2 Abs. 2 und Abs. 3: Satz 2 bis 4 sowJe Ab:s. 4 f i.n<:;:m An -
wendung. 1 ,. · r.r : ! · 

(3) Im übrigen richtet •Sich das Verfahrein nach den Vor­
schriften der Strafpro~ßo11dnung .über die Wiederaufnahme 
des Verfahrens. Die Bestimmungen <l'es § 371 sind jedoch 
nicht anzuwenden. Befindet sich der Verurteilte, zu dess:m 
ungunsten ·ein Antrag auf W;iederayfnahme des Verfahrens 
gestellt worden· ~st, in Haft, so kann: das Gericht anor·dnen, 
daß er festgehalten wird, bis das Gericht den Antrag ver­
worfen oder im Falle seiner Zulassung in: der Sache selbst 
anderweitig entschieden hat. Führt das Wiederaufnahmever­
fahren zu einer Mi1derung oder Aud'hebung der Strafe, so 
ist die neue Entsch;eidung auf Antrag des Verurteilten oder 
seiiner Hinterbl'iebE'rl'en durch Veröffentlichung in einer Ta­
geszeitung auf Kosten der Staatskasse bekanntzumachen. ~ 2 
Abs. 1 Satz 3 i:st anwendbar. Zur EinlegU'ng der sofortigen 
Beschwerde sind die Staatsanwaltschaft ·sowie der B eschul­
digte, der Verurte!ilte und, der ViBrle•tzte auch dann b erech.­
tigt, wenn si,e nicht selbst den Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens gestellt haben. 

(4) Die Entschädigung von Personen, bei denen das Wie­
deDaufnahmeverfahvEn zu einem Freispruch, zu einer gerin­
geren Strafe oder zur Einstellung des Verfahrens geführt 
hat, wird besonders g.eregelt. 

(5) Die Vermerke über Strafen, die auf Grund d.ieses Ge­
setzes geändert wuvden, sind i•m Strafregister von Amtswegen 
zu berichtigen. HinsichltHch der Auskunft über die ursprüng­
liche Strafe gelten die Vorschriften des § 2 Abs. 1 S::itz 2 und 3 
und Abs. 7 Satz 2 und 3 sinngemäß. 
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GVBI. 48 
s. 246 

Gnaden-
recht· 

Gesetz 

Abschnitt III 
Änderung von Todesurteilen 

§ 13 
Wied e raufnahm e de s Verfahrens zur Durch­
f ü h r u n g de s Art i k e 1 s I V de s G .e s et z e s Nr. 1 

der MHitärregi ,e rung 'in D ·eutschl:and 
(1) Ist durch rechtskräftiges Urteil auf eine T odesstrafe 

erkannt worden, di,e durch eine .in der .Zeit vom 3'0. Januar 
1933 bis 8. Mai 1945 in Kraft getretene Rechtsvorschrift an­
gedroht worden war, rso ist das Verfahren aud' Antrag der 
Staatsanwalfachaft, des Verurbe:ilten oder seiner H interblie­
benen (§ 361 Abs. 2 Strafprozeßordnung) zugunsten des Ver­
urteilten wieder aufzunehmen. 

(2) Die St aatsanwaUschaft hat den Antrag zu stellen, falls 
das Urteil noch n[cht volkltreckt und dLe Wiederaufnahme 
d es Verfahrens noch nicht beschlossen worden i:st. Auf das 
ViETfahren findet § 12 entspr.echende Anwendung. § 12 Ab :;. 
1 Satz 2 ist jedoch unanwendbar. 

(3) Der Antrag auf Wie deraufnahme kann nlicht als unbe­
gründet verworfen werden. 

Abschnitt IV 
Schlußvorschriften 

§ 14: 
Inkrafttreten, Durchführung sb es timmung e n 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf von zwei Wochen nach 
seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Minister der Justiz ,errläßt die zur Durchführung 
notw endigen Bestimmungen. 

K ob 1 e n z, den 23 . März 1948. 
Der Mi111isterpräsident 

Al tm eier. 

.„~~~;:- ~;-" t 42. Landesgesetz 
s. 185 

Neufassung 
iiber die Neuregelung des Gnadenrechtes 

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat folgendes Gesetz 
GVBI. 48 beschloss en, das hiermit v-erkündet wird: 
s. 246 
L~~ff § 1 
ddas Gncha,- (1) Das Gnade'nrecht in Strafsach,en und D ienststrafsachen enre ~ 

----------- -----umfaßt die B efugnis, rechitskräftig erkannte Strafen ein-
~:81;8~7 schli:eßlich Nebenstra:ßen, Einziehung,en und sonstiger Ne­

Neulassung benfolgen zu erlassen, zu ermäßigen„ umzuwanderln oder aus­
zus'etzen. 

(2) Di:e Niederschlagung eines St-raf- oder Dienststrafver­
fahrens vor rechtskräft ige r Entsch·ei-dung ist unzufässig. 

§ 2J 
(1) Das Gnadenrie'cht steht der Regierung des deutschen 

Landes zu, in d essen Bereich di·e Strafe verhängt wordern i-s:t. 
(2) Strä':fen die vom Volksgerichtshof, d em Reichsgericht 

oder einem Oberlandesgericht im ersten Rechtszug, dem 
Reich1sdi-enststrafhof oder die'm D 'enststrafaenat beim Reichs ­
gericht, eicyem Wehrmach:tsgericht, einem SS- und Polizei­
gerich \ oder von einer Behörde verhängt worden sind, an 
der.en Sitz keine deutsche Gerichtsbarkeit mehr best eht, un­
terliegen dem Gnadenrecht des La111des, in dem nach dem 
8. Maii 1945 die erste Vollstreckung;shandlung gegen den Ver­
ur teüt en stattgefunden hat oder stattfinden soll. W·enn ein e 
Vollstreckung d er Strafe oder ihrer Nebenfolgen seit dem 8. 
Mai 1945 nicht stattgefunden hat und auch in Zukunft nicht 
m ehr in Betracht kommt, so bestimmt sich die Zuständigkeit 
für di e Ausübung des Gnaden!'echtes nach dem Wohnsitz, den 
der Verurteilte zur Z"!it des Inkrafttretens der Lanidesver­
ordnung besitzt oder bei späterer Einwanderung in das unter 
deutscher Verwaltung st-ehende Gebiet -erstmal!ig beg-ründet. 

(3) Die Zuständigkeit in Gnadensachen_ der Sondiergerichite 
richtet sich nach. der Vorschrift des Absatzes 1. nie Regi·erung 
des Landes, in dem der Verurteilte zur Zeit d er VeruirteHung 
seinen WohnSitz gehabt hat, ist jedoch· dann zur Ausübung 
des Gnadenrechtes berufen, wenn die Verurteilung nur des­
halb durch e.in außerhalb der jetzigen Landesgrenzen gelege­
nes Sondergericht erfolgt ist weil das damals örtl:ichi zustän­
dige Sondergericht :::einen 'Sitz außerhalb d!ieser Gr1enzen 
hatte. 

(4) Für Gesamtstra:tien steht das Gnadenrecht dem Lan11, 
zu, das nach _ den vorstehenden Absätzen für d.ie in die Ge. 
samtstrafe aufgen-0mmene schwerste E:=elstrafe zuständin 
wäre, bei gle ich schweren Einzels trafen von Gerichten vc~~ 
schiedener Gebiete dem Lande, das als erstes mit der Gna, 
densache befaßt wurde. 

§ 3 

(1) Im Lande Rheinland-Pfalz ist gemäß Al'tikel 103 der 
V·erfassung die Entschließung über die Ausübung des Gna­
denrechtes bei Todesstrafen der Landesregierung, bei 1eben _ 
langen Zuchthausstrafen dem Ministerpräsidenten vorbeh&l­
t-en. Dieser entscheidet ferner über di,e gnadenweise Auf­
hebung eines auf Entfernung aus dem Diens·t oder Aberken­
nung des Ruhegehaltes lautenden Dienststrafurteils und d·;·„ 
Beseitigung der beamtenrechtlichen Folgen einer strafgc­
richtlJichen Verurteilung. 

(2) Ein Todesuirteil darf gemäß Artikel VII Ziffer 13 des 
Gesetzes Nr. 2 d er Militärregi-erung für Deutschland ' nur mit 
Zustimmung der Militärregierung vollstreckt werden. § 453 
Absatz 1 Satz 2 der Strafproz:eßordnung 'bl-eibt unberührt. 

§ 4 
(1) Im übr:igen wird föei Ausübung des Gnadenrechtes hin­

sichtlich aller Strafen , Nebenstrafen, Einziehungen und son­
stigen Nebenfolgen bei Verurteilung d:urch die ordentlichen 
Gerichte dem Minister der Justiz, im den üba-igen Fällel'l 
Jedem Minister für seinen Geschäftsbereich! übertragen, / , 

(2) Die Minister können das Recht, bedingte Strafat ,_.t­
zung, Strafausstand und Ratenzahlungen zu gewähren sowie 
Kosten nachzulassen oder zu stunden, auch auf niachgeord ­
nete Behövden weiter übertragen und das Verfahren in Gna­
dic.nsachen für ihren Geschäftsbereich. im "verwal:tungswege 
regeln. § 5 

Die Rechtsanordnung über die Neuregelung des Gnaden­
rechtes vom 31. August 1946 - Amtliche Mitteilungen des 
Oberreg.i,erung<präsidiums Hessen-Pfalz 1!}46, Seite 573 _ tr:it1 
mit Inkrafttreten dieses Landesge1setzes außer Kraft. 

§ 6 
Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf einer Woche nach sei­

ner Verkündung in Kraft. 

K ob 1 e n: z, d en 15. April 1948'. 
Der Mini·sterpräsident 

A 1 tme .i er. 

141 Landesgesetz 
iiber die Erhebung einer Weinabgahe 

Der Landtag von Rheinland-Pfalz hat fol~endes Gesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wivd: 

§ 1 ~ 
DLe Landesregierung Wird ermächtigt, die in den Get_ „, ;,­

teilen Pfalz und Rheinhessen seit dem 1. Jul!i. 1945 erhobene 
Weinabgabe mit dem Abgabesatz von 0,40 RM. j,ei Liter auch 
in den_ übrigen Gebietsteilen des Landes e:inzuführen. 

§ 2 
Das Aufkommen aus d e r Weinabgabe ist ausschließlich für 

Zwecke der Förderung der Landwirtschaft, insbesondere zur 
Bekämpfung der Schädlinge der Nutzpflanzen (Reblaus, Pe­
ronospora, Kartoffelkäfer) zu verwenden. 

§ 3 
Das Gesetz tritt am 1. Januar 1948 in: Kraft. Es :ist befriste\ 

bis zum 31. Dezember 1948. 

K.o b 1 e n z, 3. März 1948. 
Der Mirü sterpräs:ident 

A 1 t m eier. 

144. Landes ver o r d nun g 
über die Änderung des Steuersäumniszuschlages. 

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz hat be\Schlossen: 

§ 1 
Mit Wirkung vom 16. Oktober 1947 wil'd die Landesverord­

nung vom 15. Mai 1947 über Änderung des St-euersäumnis­
zuschlags . aufgenommen im Verordnungsblatt der Landef-


